
Vorlage 531/2020 
 

 
 
Interfraktioneller Antrag: 

 
 
 

               Tübingen, 16.06.2020 
 
Antrag: Erhöhung der Gebühren für Anwohnerparkausweise 

 
Die Gebühren für Anwohnerparkausweise werden zum nächstmöglichen Zeitpunkt auf 10,00 EUR pro 

Monat erhöht (also 120,00 EUR pro Jahr). Die erzielten Mehreinnahmen werden für Verbesserungen im 
Takt und bei der Fahrpreisgestaltung beim TüBus verwendet.  

 
 

Begründung:  
 

Bereits mit Antrag 255/2019 hat die AL/Grüne-Fraktion die Verwaltung aufgefordert nach Möglichkeiten 
zur Gebührenerhöhung für Anwohnerparkausweise zu suchen, was bei der damals geltenden 

Gesetzeslage nicht einfach war. Die SPD-Fraktion hat die Erhöhung der Gebühren des Anwohnerparken 
als Teil der Gegenfinanzierung für Verbesserungen im ÖPNV im Rahmen ihrer Haushaltanträge 2020 

vorgeschlagen sobald dies möglich ist. Im Mai 2020 hat nun der Deutsche Bundestag ein Gesetz erlassen, 
welches den Kommunen ermöglicht die Gebühren für Anwohnerparkausweise bis zur Obergrenze von 

240,00 EUR pro Jahr eigenständig festzulegen.  
 

Flächen im Stadtgebiet werden immer knapper und teurer. Eigentümer*innen von Privatfahr-zeugen 
nutzen teilweise öffentlichen Raum, um ihre Fahrzeuge dort abzustellen. Die aktuelle Monatsgebühr von 

2,50 Euro bildet die Relation zum Wert der Fläche nicht angemessen ab.  
 

Das Parken auf städtischen Flächen zu verteuern hat zwei Ziele:  
 

1. Durch angemessene Gebühren soll die bisher stattfindende Subventionierung des Parkens von Privat-
PKW reduziert werden. Dadurch soll auch ein Trend zur Reduktion des PKW-Parkens und in der Folge 

auch der PKW-Nutzung zugunsten des ÖPNVs angestoßen werden. Freiwerdende Straßenflächen 
kann man für andere wichtige Bedarfe (Grünflächen zur Erholung, Busspuren, Wohnungsbau, 

Fahrradspuren, Fahrradparkplätze etc.) nutzen. 
 

2. Mit den erhöhten Gebühreneinnahmen sollten Investitionen in klimafreundliche Mobilität (Ausbau 
des ÖPNV, Reduzierung der Ticketpreise im ÖPNV) finanziert werden, so dass durch eine 

Verbesserung der Alternativen zum individuellen PKW-Verkehr der Umstieg vom Auto auf den ÖPNV 
erleichtert wird.  

 
Insgesamt hilft die beantragte Maßnahme die vom Gemeinderat beschlossenen Klimaschutzziele zu 

erreichen. 
 

Christoph Lederle und Lea Elsemüller, Fraktion AL/Grüne 
Martin Sökler, SPD-Fraktion 
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